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. Auftrag

Die Bundesregierung legt diesen Bericht dem Deutschen Bun-
destag gemidl3 dessen Beschluss vom 3. Mai 1984 (Druck-
sache 10/1250) vor. Sie berichtet iiber den geltenden Rah-
menplan 2003 bis 2006 und gibt einen Uberblick iiber die
beabsichtigte Gestaltung des Rahmenplans 2004 bis 2007.

Die Beratungen zur Weiterentwicklung der Forderungs-
grundsitze des Rahmenplans 2004 bis 2007 finden derzeit
auf Bund-/Lénderebene statt. Die Beschlussfassung durch
den PLANAK ist fiir Dezember 2003 vorgesehen.

Il. Wesentliche Anderungen im Rahmenplan
2003 bis 2006

Der Planungsausschuss fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz
(PLANAK) hat am 13. Dezember 2002 abschlieBend iiber
den Rahmenplan 2003 bis 2006 beschlossen.

Kern der Beschliisse waren die Erweiterungen der MafBnah-
men zur Forderung einer markt- und standortangepassten
Landbewirtschaftung. Mit diesen Mallnahmen bietet der
Bund den Léndern inhaltliche und finanzielle Unterstiitzung
bei der Umsetzung der Modulation ab dem Jahr 2003.

Die Fordermoglichkeiten umfassen die Bereiche:
— Ackerbau mit erweiterten Fruchtfolgen,

— Anbau von Zwischenfriichten oder Untersaaten iiber
Winter,

— Mulch- und Direktsaat- bzw. -pflanzverfahren,
— Exaktausbringung von fliissigem Wirtschaftsdiinger,

— MaBnahmen des biologischen und biotechnischen Pflan-
zenschutzes,

— einzelflichenbezogene Griinlandextensivierung,
— besonders umwelt- und tiergerechte Haltungsverfahren.

Eine weitere Mafinahme, mit der die Verringerung des Vieh-
besatzes in umweltsensiblen Regionen gefordert werden
sollte, konnte aufgrund EG-rechtlicher Probleme nicht um-
gesetzt werden.

Uber diese AgrarumweltmaBnahmen flieBen die durch
Modulation in der 1. Séule gekiirzten Direktzahlungen
— verstirkt durch eine nationale Mitfinanzierung — in die
landwirtschaftlichen Betriebe zuriick. Damit werden gesell-
schaftlich erwiinschte Leistungen der Landwirtschaft hono-
riert: Die Forderung gleicht Verluste und Kosten infolge

Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums fiir Verbraucherschutz, Erndhrung und Landwirtschaft vom 7. November 2003
gemdf} Beschluss des Deutschen Bundestages vom 3. Mai 1984 — Drucksache 10/1250.
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einer extensiven Bewirtschaftung aus; eine unmittelbar ein-
kommenswirksame Anreizkomponente der Agrarumwelt-
mafBnahmen ist EG-rechtlich auf maximal 20 % des Forder-
betrages begrenzt. Die pflanzenbaulichen MalBnahmen
richten sich vorwiegend an Marktfruchtbaubetriebe und ge-
ben einen Anreiz zur Einfiihrung besonders umweltvertrag-
licher Produktionsverfahren, mit denen u. a. Nitratauswa-
schung und Erosion verhindert werden. Fiir tierhaltende
Betriebe werden u. a. die zusétzlichen Verfahrenskosten fiir
Stroheinstreu mit Festmistkette und der besonders tierge-
rechte, aber arbeitsaufwendige Weidegang fiir Kithe und
Schweine gefordert.

Im Agrarinvestitionsforderungsprogramm wurden die For-
dertatbestinde mit konkretem Umweltbezug in einem Kapi-
tel zusammengefasst. Hierzu gehdren emissionsmindernde
Malnahmen, bestimmte Maschinen fiir eine besonders um-
weltgerechte Produktion und fiir nachwachsende Rohstoffe
sowie Mallnahmen zur Energieeinsparung und -umstellung.
Fiir alle Fordertatbestdnde dieses Kapitels konnen jetzt die
besonderen Zuschiisse gewéhrt werden:

— bei einem forderungsfahigen Investitionsvolumen zwi-
schen 10 000 und 50 000 Euro ein Zuschuss von bis zu
35 %,

— bei einem forderungsfahigen Investitionsvolumen zwi-
schen 50 000 und 1,25 Mio. Euro iiber die Zinsver-
billigung hinaus ein Zuschuss von 10 %, maximal
30 000 Euro.

AuBlerdem wurde fiir Kleine Investitionen (zwischen
10 000 und 100 000 Euro) die Moglichkeit geschaffen, die
Forderung von einer Zinsverbilligung flir aufgenommene
Kapitalmarktdarlehen auf eine reine Zuschussférderung von
bis zu 20 % des forderfahigen Investitionsvolumens umzu-
stellen. Dies fiihrt gerade bei kleinerem Investitionsvolumen
zu einer deutlichen Vereinfachung der Abwicklung der For-
derung und damit zu einem zusitzlichen Investitionsanreiz.

Bei der Ausgleichszulage wurde eine Anhebung der Ober-
grenze fiir das betriebliche Férdervolumen von 12 000 Euro/
Begiinstigtem auf 16 000 Euro/Begiinstigtem beschlossen,
um den im Strukturwandel wachsenden Betriebsgrofien
Rechnung zu tragen.

AuBerdem wurden die Pramien fiir die Umwandlung von
Ackerland in Griinland in festgesetzten Uberschwem-
mungsgebieten angehoben: Kiinftig ist ein Hochstbetrag
von jéhrlich 574 Euro/ha vorgesehen. Damit erhalten die
Landwirte einen 6konomisch interessanten Anreiz zum akti-
ven Hochwasserschutz. Durch die freiwillige Teilnahme an
solchen MafBnahmen lassen sich hédufig ordnungsrechtliche
Eingriffe vermeiden.

Neu aufgenommen in das Spektrum der FérdermaBnahmen
wurde ein Forderungsgrundsatz zur Erhéhung der Stabilitéit
der Wilder. Durch den Umbau von forstlichen Reinbestin-
den in stabile Laub- und Mischbestinde bzw. die Naturver-
jlingung mit standortgerechten Baumarten wird ein deut-
liches Signal in Richtung einer besonders naturnahen
Waldbewirtschaftung gesetzt. Hierzu gehort auch die Forde-
rung der erforderlichen Vorarbeiten durch Untersuchungen
und Planungen. Beriicksichtigt wird zukiinftig auerdem die
Gestaltung und Pflege von Waldrdandern sowie das bestands-
und bodenschonende Holzriicken mit Pferden.

In ein Sonderprogramm ,,Hochwasser® wurden Maflnahmen
zur Wiederherstellung der durch das Hochwasser an Elbe
und Donau im Sommer 2002 zerstorten Infrastruktur im
landlichen Raum aufgenommen. Die Malinahmen zielen
insbesondere auf Hochwasserschutzanlagen (Deiche) und
landliche Infrastruktureinrichtungen wie Wege, Briicken,
Abwasser- und Trinkwasseranlagen. Fiir Sofortmaf3nahmen
in 2002 hat der Bund 21,9 Mio. Euro aus GAK-Mitteln be-
reitgestellt. Ab 2003 stehen zur Finanzierung der Mafnah-
men Mittel aus dem Aufbauhilfefonds zur Verfiigung.

lil. Entwicklung der Forderungsgrundsatze des
Rahmenplans 2004 bis 2007

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die GAK zu einem
Instrument der ldndlichen Entwicklung auszugestalten. Leit-
bild ist dabei eine wettbewerbsfihige und nachhaltige Land-
und Forstwirtschaft, in deren Zentrum u. a. der Schutz von
Mensch, Gesundheit und Natur stehen. Der auf européischer
Ebene eingeleitete Ansatz, die 2. Sdule iiber den landwirt-
schaftlichen Bereich hinausgehend fiir Maflnahmen der
landlichen Entwicklung zu stirken und die integrierte landli-
che Entwicklung voranzubringen, wird unterstiitzt.

Dieser Auftrag korrespondiert mit den Zielen der Bundesre-
gierung im Zusammenhang mit der Modernisierung der
bundesstaatlichen Ordnung. Die Bundesregierung hilt die
GAK fiir weiterhin erforderlich, da sie eine wichtige Koor-
dinierungsfunktion hat und mit der EU-Férderung verkniipft
ist. Zur Vereinfachung und Konzentration soll die GAK auf
systemimmanente, effizienzsteigernde Reformmoglichkeiten
iiberpriift werden.

Auch der PLANAK hat sich in einem Beschluss zum Ziel
gesetzt, die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der
Agrarstruktur und des Kiistenschutzes® zu einem Instrument
zur Forderung der nachhaltigen Entwicklung des landlichen
Raums einschlieBlich der Verbesserung der Wettbewerbsfa-
higkeit der Betriebe auszubauen. Durch das Angebot inte-
grierter, sektoriibergreifender Forderansdtze soll die GAK
noch stirker zur Umsetzung der mit der Agenda 2000 zur
2. Séaule der Gemeinsamen Agrarpolitik ausgebauten Mafi-
nahmen zur landlichen Entwicklung beitragen.

Reformiiberlegungen miissen einerseits den differenzierten
Zielen der GAK Rechnung tragen, andererseits bedarf es
aber auch einer Konzentration der Férderung auf struktur-
politische Aufgaben mit gesamtstaatlicher Bedeutung, die
die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebens-
verhéltnisse erfordern.

Vor dem Hintergrund des sich verschérfenden Wettbewerbs
auf den Agrarmérkten und des infolge der EU-Osterweite-
rung verringerten finanziellen Spielraums fiir produktions-
bezogene Einkommenstransfers gewinnen Uberlegungen,
wie nachhaltige landwirtschaftliche Strukturen aufrechter-
halten werden kénnen, zunehmend an Bedeutung.

Die forderpolitische Unterstiitzung der Neuausrichtung der
landwirtschaftlichen Betriebe auf die verdnderten gesell-
schaftlichen Erwartungen (Lebensmittelqualitét und -sicher-
heit, Tierschutz, Umweltvertraglichkeit) ist weiterhin not-
wendig. Es wird darum gehen, die Lenkungswirkung der
Fordermittel unter Beriicksichtigung der Nachhaltigkeit der
landwirtschaftlichen Produktion noch stirker auf die Verbes-
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serung der Produktionsbedingungen (insbesondere der Pro-
zessqualitdt) zu konzentrieren. In diesem Sinn erfolgte in
den letzten Jahren bereits eine Neuausrichtung mit dem Ziel
der Forderung einer nachhaltigen Land- und Forstwirtschaft.
So wurden u. a. im Zusammenhang mit der Umsetzung der
Modulation die AgrarumweltmaBnahmen erweitert. Die
Forderung des okologischen Landbaus einschlieBlich der
Vermarktung wurde erheblich verbessert. Im Agrarinvesti-
tionsforderungsprogramm wurden fiir Investitionen in den
Bereichen Umwelt- und Tierschutz besonders giinstige For-
derkonditionen geschaffen. Diese MaBnahmen bediirfen
auch zukiinftig eines flichendeckenden Ansatzes.

Das Ziel der GAK, die Agrarstruktur zu verbessern, verlangt
kiinftig auch eine konsequentere Betrachtung der Rahmen-
bedingungen wie Raumordnung, Landesplanung, Umwelt-
und Tierschutz, um einen effizienteren Beitrag zur Erhaltung
der Funktionsféhigkeit ldndlicher Rdume als Wirtschafts-,
Wohn-, Natur- und Erholungsrdume zu erreichen.

Die wirtschaftliche Stirkung der ldndlichen R&ume gewéhr-
leistet das erforderliche Umfeld fiir eine wettbewerbsfahige
und multifunktional ausgerichtete Land- und Forstwirt-
schaft. Ohne entsprechende Anschubfinanzierung fiir neue
unternehmerische Aktivititen lage eine Losung fiir viele Ar-
beitskrifte in der Regel darin, der Landwirtschaft génzlich
den Riicken zu kehren und in den Ballungsraumen Arbeit zu
suchen. Angesichts der Strukturschwéche vieler lédndlicher
Réume hatte so der landwirtschaftliche Strukturwandel un-
mittelbar eine weitere Abwértsbewegung dieser Rdume zur
Folge.

Verbesserung der Agrarstruktur im Sinne des GAK-Ge-
setzes bedeutet deshalb auch, je nach Potenzial in den 1dnd-
lichen Regionen MaBnahmen zu unterstiitzen, die Ein-
kommenschancen fiir Landwirte durch Verkniipfung
landwirtschaftlicher und auBerlandwirtschaftlicher Aktivita-
ten eroftnen.

Neukonzeption des Forderbereichs ,,Verbesserung der
lindlichen Strukturen*

Die Grundsitze fiir Flurbereinigung, Dorferneuerung, agrar-
strukturelle Entwicklungsplanung und ldndlichen Wegebau
sollen zu einem Grundsatz ,,Forderung der integrierten land-
lichen Entwicklung® zusammengefiihrt und inhaltlich {iber-
arbeitet werden.

Jede Region hat ihre eigenen Stirken und Schwichen. For-
derung wirkt umso eher, je stirker die einzelnen Mafinah-
men auf die regionalen Besonderheiten abgestimmt sind.
Daher sollen fiir die Forderung agrarstruktureller Mafinah-
men regionale Entwicklungskonzepte erarbeitet werden.
Erst durch die Identifizierung regionaler Ziele lassen sich
die strategisch erforderlichen und ineinander greifenden
MaBnahmen ableiten. Die finanzielle Unterstiitzung fiir
MaBnahmen integrierter landlicher Entwicklung soll des-
halb kiinftig grundsétzlich davon abhingig sein, dass sich
die Akteure der Region partnerschaftlich auf ein kohérentes
und durchfiihrbares Konzept fiir eine nachhaltige Entwick-
lung versténdigen.

Um die in der Region erarbeitete Strategie auch zielgerich-
tet umzusetzen, ist eine entsprechende Begleitung in Form
eines Regionalmanagements erforderlich. Diese Erkenntnis
folgt aus den Erfahrungen mit der Gemeinschaftsinitiative

LEADER und dem Modell- und Demonstrationsvorhaben
»Regionen aktiv — Land gestaltet Zukunft”. Auf EU-Ebene
wurde dem mit den Beschliissen zum Mid-term-Review
Rechnung getragen. Das ,,Management integrierter Strate-
gien zur Entwicklung des landlichen Raums durch &rtliche
Partnerschaften” wurde in die Verordnung (EG) Nr. 1257/
1999 als Fordertatbestand aufgenommen.

Die Forderungsgrundsitze sollen sich auf eine Rahmen-
steuerung beschrinken: insbesondere durch Vorgabe des
Ziels einer integrierten landlichen Entwicklung, durch Er-
arbeitung von Entwicklungskonzepten und die Vorgabe von
Standards fiir diese Konzepte.

In den anderen Forderbereichen setzt sich die Bundesregie-
rung fiir folgende Anderungen ein:

Verbesserung der investiven Forderung fiir Junglandwirte
im Agrarinvestitionsforderungsprogramm (AFP) entspre-
chend der erweiterten Moglichkeiten der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 infolge der Beschliisse zur Mid-term-
Review (MTR) durch Anhebung des maximalen Beihilfe-
werts um 5Prozentpunkte.

Zur Umsetzung der MTR-Beschliisse soll die GAK auf3er-
dem um eine Fordermoéglichkeit im Zusammenhang mit
dem Aufbau betrieblicher Managementsysteme (insbeson-
dere Qualitits- und Umweltmanagement) ergénzt werden.
Mit der Forderung soll ein Beitrag geleistet werden zur Ver-
besserung der Produkt- und Prozessqualitit, der Riick-
verfolgbarkeit aller Produkte, von Umweltaspekten der ge-
samten Produktion sowie des Tierschutzes und der
Tiergesundheit.

Begleitend sollen FordermaBinahmen mit untergeordneter
Bedeutung auslaufen. Dies betrifft die Férderung von Leis-
tungspriifungen in der tierischen Erzeugung und die Anpas-
sungshilfe fiir dltere landwirtschaftliche Arbeitnehmer.

Zur konzeptionellen Weiterentwicklung der Agrarumwelt-
mafnahmen unter Beriicksichtigung der ab 2005 erforderli-
chen Umsetzung von Cross-Compliance wie auch der Aus-
wirkungen der Entkopplung werden in einer Bund-Lénder-
Arbeitsgruppe Ansatzpunkte erarbeitet werden.

IV. Ausstattung der Rahmenpldne mit
Finanzmitteln

Eine Ubersicht iiber die Entwicklung der Mittelansitze der
Gemeinschaftsaufgabe enthdlt Anlage 1. Die Verteilung der
Mittel (Ist-Ausgaben) auf Bundesldnder und Mafnahmen
im Haushaltsjahr 2002 zeigt Anlage 2.

Im Haushaltsjahr 2003 stehen zur Umsetzung der MaB-
nahmen des Rahmenplans Bundesmittel in Hoéhe von
764,7 Mio. Euro zur Verfligung. Zusammen mit den Lan-
desmitteln konnen damit ca. 1256 Mio. Euro eingesetzt
werden. In Anlage 3 werden die Ansétze fiir 2003 absolut
sowie die prozentualen Verdnderungen in den einzelnen
MafBnahmegruppen gegeniiber dem Jahr 2002 dargestellt.

Bei der Betrachtung nach Schwerpunkten haben die MaB3-
nahmen zur Verbesserung der ldndlichen Strukturen mit
37 % den groBten Anteil am Gesamtplafond. Die Foérderung
zur Verbesserung der Produktions- und Vermarktungsstruk-
turen folgt mit einem Anteil von knapp 25 %. Die Férderung
einer nachhaltigen Landbewirtschaftung insbesondere durch
die Ausgleichszulage umfasst 23 % des Gesamtplafonds.



Drucksache 15/2035

4

Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Nach Abzug der Altverpflichtungen in Hohe von rd. 681 Mio.
Euro stehen fiir 2003 mit 575 Mio. Euro Bundes- und Lan-
desmittel knapp 46 v. H. des Gesamtplafonds fiir Neube-
willigungen zur Verfiigung.

In 2003 werden aufgrund der Anmeldungen der Lénder
Verpflichtungserméchtigungen in Hohe von voraussicht-
lich 840 Mio. Euro (Bundes- und Landesmittel) in An-
spruch genommen, die in kiinftigen Haushaltsjahren wirk-
sam werden.

Insgesamt betrdgt der Neubewilligungsrahmen an Kas-
senmitteln und  Verpflichtungserméichtigungen  damit
1 415 Mio. Euro Bundes- und Landesmittel.

Der Regierungsentwurf sieht im Haushaltsjahr 2004 Bun-
desmittel von 735 Mio. Euro fiir die Mallnahmen des Rah-
menplans der Gemeinschaftsaufgabe vor. Hieraus errechnet
sich ein Plafond an Bundes- und Landesmitteln von
rd. 1 205 Mio. Euro.

Die GAK bildet den inhaltlichen und finanziellen Kern der
Léanderprogramme zur ldndlichen Entwicklung, mit denen
die verfiigbaren EU-Mittel gebunden werden. Aus dem
EAGFL stehen im Jahr 2003 insgesamt knapp 1 300 Mio.
Euro zur Verfiigung. Die GAK-Mittel leisten so einen wich-
tigen Beitrag zur nationalen Mitfinanzierung der EU-Pro-
gramme zur Entwicklung landlicher Rdume; gleichzeitig
wird ihre Wirkung dadurch erheblich verstarkt.



Drucksache 15/2035

Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Anlage 1

o T T S Rt iy Pl = TR DR ST T R A

(EIT 0 O U0 oBOREN PGy LRRDHE b BinBn e i il i

WAl iy & B i B LRTY U DD S5 e DRl Erepr ey s g i saiginies

W 2 Dy s i L etang =G 2007 B 07 = SR, Ui Bl e 1T

i 0. Dharifp i) i) ST o i o

it U T iy dsssseseyin w14 Duru e, SWs DR 01 05 (R neses Do e 34 B

il peypusealumiumgtiag,

o R e ) 20 L,

T = I T T [ A |-~ = N [ T T = YT TamE | |Ed @ooE | [IPmL | [wmem Er | (masd el R |
_ | | sial) oSus g ey

L 1R | T [ S T Li'yes —3_“___- FTTRE T - N (R SO P R [ I [T} r__l__.n Bl B
s L L FiE = (e Fas diik i g nwF o e e ] R I e e i -
La 118 CL A T E L s RS LA L i [ R = wil Ci'teG R T N =TT (£ L A -
s R LeREe |MEH |mwis oEEE L oudes  |DCiEE)  [setiel e vt |owez)  |ovest  [Ee  |mww il sty
r |Spuusapung g

e L T L O O O R S e T Blrme loreelT el jemrmrl [vemenn | Sl o seel
i, Bunpeyssnemeadiv ‘e

WS | nEWE |y WOOF | L 0R0F | GEEL [T Ty ErT TR | o FEGL | ERAE T __ T TR T T T i

= oand i v -Hieigeg -
WBEEINEISUMEENMN #40 pun smynismuby sep Bunsssagia), sqelnesipyssuEwen aip My srEsusjapg) Jo0 Gunpisimiug




Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Drucksache 15/2035

Anlage 2

. | L

BN atal gty S mdA L i e P A

=B TN
(ogmpmelisunseny) 200z usqelenyas)
LIENASEIREE P pun anppapseiy aop Guniassageg, sgeElpEEg I EUELET)



[Te] ™
(2]
8 ) - =
N .|M ¥
o
~ < ¥
(]
h g
(&)
©
(1))
X
Q
=
.
a
|
o~
[ Ly
iHF i
r B | — [
° n i =T _nE.._ i
o]
.2 (TR 1T W[
ﬂ n
m i H& i T I
<
W T (FTE 1 W rﬂ.._._nl. v ]
= -
| " 0 TH: [[T] [ TL] ] - T L. g i
) 1 = — -0 e = —
m PorE— S [S=_b, 18 124 Fio T G 8T
77} RETELA At B (S 3 oy =
m e [ =] i i =
E———— W e
| FalaiTe | ST i e iy
ﬁ ey et L e i i i | iy i g o P e, __I.H-E T.._.Hl
[P TeT Ty ey [ e ELLL ] calee =y i
m i giimn | pr——" [C R
& - B i ) S -
w Eil’i‘iii!ﬂ!iﬂgg
A



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrale 83-91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	I. Auftrag
	II. Wesentliche Änderungen im Rahmenplan 2003 bis 2006
	III. Entwicklung der Förderungsgrundsätze des Rahmenplans 2004 bis 2007
	IV. Ausstattung der Rahmenpläne mit Finanzmitteln
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3


